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Die Verhandlungen im Rahmen der Lohnrunde 2021 sind bereits
einige Monate her und die Ergebnisse der Auseinandersetzungen
stehen fest. Die ersten Lohnabrechnungen wurden zugestellt,
die Umfrage von Öffentliches Personal Schweiz ebenfalls und
nun liegen die Antworten vor. Die Teilnahme an der Erhebung
war ausserordentlich hoch – wir danken allen Verbänden für ihr
Engagement zugunsten der Kolleginnen und Kollegen.
Zu den Resultaten:

Es ist ernüchternd – aber war aufgrund der Corona-Situation
leider nicht anders zu erwarten: Reallohnerhöhungen sind bis
auf zwei Ausnahmen nicht auszumachen.

Für  das  vergangene  Jahr  2020  wurde  von  einer  moderaten
Konjunkturentwicklung ausgegangen. Zu diesem Zeitpunkt konnte
noch  niemand  ahnen,  dass  das  Coronavirus  die  gesamte
Weltwirtschaft in Mitleidenschaft ziehen würde. Somit erwartet
die Expertengruppe des Bundes für das Gesamtjahr 2020 einen
Rückgang des BIP von 3,3%. Dies wäre der stärkste BIP-Rückgang
seit 1975. Im Juni des letzten Jahres zeigten die Prognosen
mit einem Minus von 6,2% ein noch viel düstereres Bild.

Die Expertengruppe geht davon aus, dass uns das Virus auch zu
Jahresbeginn 2021 noch beschäftigen wird, und erwartet deshalb
ein  reduziertes  BIP-Wachstum  von  3,0%.  Für  2022  geht  die
Expertengruppe von einem überdurchschnittlichen BIP-Wachstum
von  3,1%  aus.  Diese  Prognosen  sind  im  Hinblick  auf  die
Entwicklung  der  epidemiologischen  Lage  mit  Vorsicht  zu
geniessen. Auch die Teuerungsprognosen für 2021 sind mit einer
grösseren Unsicherheit behaftet. Die Expertengruppe des Bundes
geht zum jetzigen Zeitpunkt von 0,1% Teuerung aus.

Die finanzielle Lage der öffentlichen Hand war zum Zeitpunkt
unserer  Empfehlungen  für  die  Lohnrunde  2021  relativ  gut;

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/aktuelles/2021/03/ergebnisse-lohnrunde-2021


Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  empfahl  deshalb  eine
Reallohnerhöhung von 2%. Diese Empfehlung konnte von Ausnahmen
abgesehen  nicht  durchgesetzt  werden.  Das  wäre  aber  nicht
unrichtig  gewesen;  das  öffentliche  Personal  war  durch  die
Covid-19-Krise  gefordert  wie  selten,  der  korrekte  und
effiziente  Gang  der  Verwaltung  musste  trotz  erheblicher
Einschränkungen  aufrechterhalten  werden,  was  gelungen  ist.
Viele  Frauen  und  Männer,  die  im  öffentlichen  Dienst
beschäftigt sind, mussten Risiken in Kauf nehmen oder ganz
erheblichen Belastungen standhalten, es seien anstatt vieler
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Gesundheitsdienst, in
den Pflegeheimen, in den Altersheimen, in den Schulen auf
allen Stufen oder im Polizeidienst genannt. Hier wurde viel
gearbeitet  und  hier  wurde  unter  erschwerten,  risikoreichen
Bedingungen gearbeitet.

Die öffentlichen Arbeitgeber haben das nicht gewürdigt. Es mag
sein,  dass  der  engagierte  Einsatz  im  Grundsatz  anerkannt
wurde, aber oft war zu hören, der öffentliche Dienst müsse nun
auch seinen Beitrag an die notwendigen Einsparungen leisten,
um  die  Covid-19-Sonderaus-gaben  zu  finanzieren.  Diesen
Zusammenhang sehen wir nicht.

Krankenkassenprämien und Steuererhöhungen
Das Leben in der Schweiz ist im vergangenen Jahr, so die
Statistik, zwar günstiger geworden, aber, wie wir alle wissen
(und wie Öffentliches Personal Schweiz dies bereits mehrfach
moniert  hat),  werden  die  stetig  steigenden
Krankenkassenprämien  nicht  in  den  Landesindex  der
Konsumentenpreise eingerechnet – aus unserer Optik eine ganz
erhebliche  Verfälschung  des  Ergebnisses,  denn  diese  Kosten
gibt es und diese Kosten muss jeder Einzelne bezahlen und sie
belasten sein Budget. Wieso das nichts mit Teuerung zu tun
haben  soll,  bleibt  unklar.  Ist  die  Teuerung  damit  nach
offizieller  Sprachregelung  0,  bleibt  am  Ende  des  Monats
trotzdem  weniger  übrig,  weil  die  Krankenkassenprämien  auch



bedient werden wollen und diese eben zumeist höher sind als im
Vorjahr.

Die  unsichere  Lage  färbt  gleichermassen  auf  die
Steuerentwicklung ab. Die Gemeinwesen sind unsicher, wie sie
auf  die  Covid-19-Krise  und  die  Auswirkungen  der
Unternehmenssteuerreform  reagieren  sollen  und  müssen.
Vereinzelt wurde der Steuerfuss gesenkt, vereinzelt wurde er
erhöht, die meisten Gemeinden verzichteten allerdings auf eine
Änderung.

Bedauerlicherweise  befinden  sich  immer  mehr  Gemeinden  im
budgetlosen Zustand – wie beispielsweise Kriens und Biel –,
weshalb  über  die  definitiven  Lohnmassnahmen  noch  nicht
Beschluss gefasst werden konnte. Für diejenigen Gemeinden hat
dies zur Folge, dass sie nur dringende, unerlässliche Ausgaben
tätigen können.

Ergebnisse bei den Mitgliederverbänden
Im Jahr 2019 betrug die Teuerung minus 0,7%, weshalb bei allen
44  befragten  Verbänden  kein  Teuerungsausgleich  ausgerichtet
wurde. Generelle Reallohnerhöhungen wurden – mit Ausnahme von
Burgdorf und Murten – keine gewährt; hingegen darf sich rund
die  Hälfte  der  Verbände  bzw.  ihre  Mitglieder  über  eine
Erhöhung zwischen 0,3 und 2% der individuellen (Leistungs-
)Löhne freuen.

Nur rund 10% der Verbände sehen einen Nachholbedarf, was die
individuelle  Leistungslohnsumme  anbelangt.  Ob  die  aktuelle
Situation  rund  um  Corona  einen  Einfluss  auf  die  Umfrage-
ergebnisse hatte, ist schwierig zu sagen. Immerhin sahen im
vergangenen  Jahr  noch  rund  50%  der  Verbände  einen
Nachholbedarf – der dürfte kaum plötzlich verschwunden sein.
Erfreulich ist, dass – mit einer Ausnahme – die Lohnsumme
wegen Covid-19 nicht gekürzt wurde.

Bei mehr als der Hälfte der befragten Verbände änderte sich im



Entschädigungsmodell  wenig  bis  gar  nichts,  weder  wurden
Leistungen abgebaut oder Kürzungen durchgesetzt noch gab es
Zusätzliches für die Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst.

Auffällig ist, dass die arbeitgebenden Städte und Gemeinden
wie  auch  Kantone  zunehmend  darauf  achten,  dass  ihre
Mitarbeitenden den öffentlichen Verkehr für ihre Fahrten zur
Arbeit  benutzen;  gleich  drei  Verbände  meldeten,  dass  die
Mitarbeitenden  neu  Ermässigungen  auf  ÖV-Tickets  erhalten,
andere Verbände berichteten über Abbaumassnahmen im Bereich
des  Privatverkehrs  in  Form  der  Streichung  von
Gratisparkplätzen  oder  Erhöhung  der  Parkplatzmiete.

Covid-19 und Homeoffice
Es lag nahe, bei der Erhebung der Arbeitsbedingungen auch die
Situation rund ums Homeoffice anzusprechen. Die Pandemie hat
Homeoffice  zwangsweise  herbeigeführt  und  es  war  für  uns
interessant  zu  wissen,  unter  welchen  Bedingungen  hier
gearbeitet  werden  musste.

Nahezu alle Verbände meldeten Homeoffice-Anordnungen, die von
den Mitarbeitenden umgesetzt werden mussten. Das ist so weit
noch  nachvollziehbar  und  den  schwierigen  Bedingungen
geschuldet. Unsere Umfrage hat aber auch ergeben, dass sich
die  Mitarbeitenden  im  Homeoffice  weitgehend  selbst
organisieren  mussten;  das  betrifft  insbesondere  das
Arbeitsmaterial,  die  meisten  Mitarbeitenden  stellten  dieses
selbst,  nur  in  Ausnahmefällen  konnte  ein  Geschäfts-Laptop
mitgenommen  werden.  Alles  andere  war  ohnehin  Sache  der
Mitarbeitenden.

Entschädigt  wurde,  von  Ausnahmen  abgesehen,  nicht.  Es  ist
offensichtlich so, dass der öffentliche Arbeitgeber glaubt,
die  Möglichkeit,  zu  Hause  zu  arbeiten,  wiege  die  damit
verbundenen  zusätzlichen  Kosten  und  Einschränkungen  im
Haushalt des Mitarbeitenden bei weitem auf. Dass dies nicht so
ist, wissen wir alle. Die Einschränkungen, wie sie Homeoffice



für den Haushalt der oder des Mitarbeitenden zur Folge hat,
sind  spürbar,  je  kleiner  die  Wohnung,  desto  spürbar
selbstverständlich.  Auch  darf  gesagt  werden,  dass  unser
öffentlicher  Dienst  über  gute  Mitarbeitende  verfügt,  die
offensichtlich ohne grossen Widerspruch bereit sind, private
Mobiltelefone,  Arbeitsplätze,  Computer,  Drucker  und  vieles
mehr dem Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen. Das mag im
Rahmen der Covid-19-Pandemie im Sinn des Zusammenstehens und
des Miteinanders noch tragbar gewesen sein, man sollte daraus
aber nicht ableiten, dass Homeoffice zu pandemiefreien Zeiten
ähnlich gehandhabt werden darf.

Ein eher düsteres Bild zeichnet sich auch bei den Erwartungen
für die kommende Lohnrunde 2021 ab. Es werden Steuerausfälle
und Mehrausgaben befürchtet, die man gerne einmal bei den
Personalkosten zu kompensieren versucht. Das hat zwar keinen
Zusammenhang,  ist  aber  einfach  und  praktisch,  wenn  man
zeitlich begrenzte Steuererhöhungen vermeiden will. Es wird
bei der nächsten Lohnrunde darauf zu achten sein, dass dieser
Mechanismus nicht Schule macht und letztlich der öffentliche
Dienst die Ausfälle mitfinanziert.

Den  Fragenkatalog  sowie  die  Angaben  der  Mitgliederverbände
finden Sie in der Tabelle.*

Fazit
Die Lohnverhandlungen werden 2021 schwieriger denn je. Bereits
in  wenigen  Monaten  müssen  neue  Argumente  für  die  nächste
Lohnrunde  vorgebracht  werden;  die  Personalverbände  stehen
deshalb vor grossen Herausforderungen. Öffentliches Personal
Schweiz (ZV) nützt die Gelegenheit und bedankt sich bei allen
Vorstandsmitgliedern für ihren unermüdlichen Einsatz während
dieser herausfordernden Zeit.

* Die Ergebnisse eines Verbandes erstrecken sich jeweils über
zwei Seiten.
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